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A Die USA feiern das ge-
gl�ckte Kommandounterneh-
men zur Befreiung von Kapit�n
Phillips. Ist Milit�r das geeig-
nete Mittel gegen Piraten?

Prof. Dr. G�nther Maihold:
Im ersten Eindruck scheint es
so zu sein. Allerdings wird sehr
schnell deutlich, dass wie bei
vielen anderen gewaltt�tigen
Konflikten die milit�rische Op-
tion keine dauerhafte L�sung
sein kann. Daf�r muss man sich
mit den grundlegenden Proble-
men auseinandersetzen. Inso-
fern ist Milit�r ein Mittel zur
Eind�mmung, aber nicht zur
L�sung.

A Die Piraterie ist eine
Wachstumsbranche, am Horn
von Afrika wie in der Straße
von Malakka. Untersch�tzt die
Weltgemeinschaft das Prob-
lem?

Prof. Maihold: Man hat es

vor allem in der Breite unter-
sch�tzt, in der es derzeit am
Horn von Afrika auftritt. Hier
k�nnen die positiven Erfahrun-
gen urs�chlich sein, die in den
vergangenen Jahren bei der Ein-
d�mmung der Piraterie etwa in
der Straße von Malakka ge-
macht worden sind. Die Hoff-
nung, �hnliches am Horn von
Afrika bewirken zu k�nnen,
zerschlug sich allerdings, weil
wir es in dieser Region mit
zerfallenden staatlichen Struk-
turen zu tun haben.

A Man braucht an Land einen
Staat, der das Gewaltmonopol
aus�bt, um Piraterie auf hoher
See eind�mmen zu k�nnen?

Prof. Maihold: Genau.

A Auch deutsche Seeleute
sind in der Hand von Freibeu-
tern. Derweil streitet Berlin, ob
Bundesmarine oder Bundespo-
lizei gegen die Piraten vorgehen
darf. Wer ist zust�ndig?

Prof. Maihold: Die Aufgabe
liegt eigentlich ganz eindeutig
im Bereich des K�stenschutzes.
Das heißt, es w�re eigentlich die
Bundespolizei zust�ndig. Auf-
grund der Distanz zu den Gren-
zen Deutschlands besteht na-
t�rlich keine Chance f�r einen
Einsatz des Bundesgrenzschut-
zes bzw. der K�stenwache. Zwi-
schen den Einsatzm�glichkei-
ten der K�stenwache und der
Bundesmarine besteht ein Re-
gelungsloch. Und genau in die-
ser Zone bewegt sich die De-
batte �ber eventuelle Eins�tze
etwa von Spezialeinheiten wie
der KSK (Kommando Einsatz-
kr�fte) gegen Piraten.

A Spricht die starke Bewaff-
nung der Piraten nicht ohnehin
eher daf�r, Milit�r zu schicken
statt K�stenwache?

Prof. Maihold: Die bisher
festgesetzten Piraten waren
eher mit leichten als mit schwe-
ren Waffen ausger�stet. Aber
die Frage der Einsatzart kann
nicht nur vom Bewaffnungsgrad
der Piraten beantwortet wer-
den. Das Entscheidende ist
eher, dass wir es mit einem
riesigen Seegebiet zu tun haben

– allein die K�stenlinie von
Somalia ist mehr als 3000 Kilo-
meter lang –, das von den zur
Verf�gung stehenden Schiffen
gar nicht effektiv �berwacht
werden kann.

A �hnliche rechtliche Proble-
me bei der Abgrenzung zwi-
schen Coast Guard und Marine
hatten auch die USA. Wie l�ste
Washington diese?

Prof. Maihold: Man hat sie
gel�st, indem K�stenwachen-
Personal an Bord der Kriegs-
schiffe mit dabei ist. Durch
Umflaggen der Schiffe k�nnen
diese ihre jeweils spezifischen
Aufgaben wahrnehmen. Etwas
Vergleichbares macht die Bun-
desmarine, indem sie Schiffe,
die eigentlich im Anti-Terror-
Einsatz unterwegs sind, kurz-
fristig unter die „Atalanta“-Mis-
sion der EU zur Piratenbe-
k�mpfung umflaggt. Solche
Hilfskonstruktionen haben aber
eher nur einen legitimatori-
schen Effekt.

A Das heißt, hier harrt ein
Problem der grunds�tzlichen
L�sung, das noch durch die
Beschr�nkung des Marineein-
satzes durch das Grundgesetz
versch�rft wird?

Prof. Maihold: Ganz klar,
hier setzt das Grundgesetz
Grenzen. Im Bundestag besteht

eine breite Mehrheit gegen eine
�nderung des Grundgesetzes
f�r die „Atalanta“-Mission.

A Ist das Mandat der Marine
robust genug f�r ein Land, das
als Exportweltmeister ein legiti-
mes Interesse an sicheren Han-
delswegen hat?

Prof. Maihold: Es ist robust
genug in der Hinsicht, dass es
alle notwendigen Einsatzm�g-
lichkeiten einr�umt. Das ent-
scheidende Manko d�rfte aber
die fehlende Verf�gbarkeit ei-
ner hinreichenden Zahl von
Schiffen sein. Hochgerechnet
m�sste die internationale Ge-
meinschaft rund 200 Schiffe in
das Seegebiet senden. Das ist
von den Kosten her nicht zu
realisieren. So bleibt eine effek-
tive �berwachung ein uner-
reichbares Ziel.

A Bringt die Marine aber den-
noch ein Piratenschiff auf, hat
sie ein Problem mit den Gefan-
genen. Die Deutschen �berga-
ben diese an Kenia, obwohl die
EU die Menschenrechtslage in
dem Land r�gt. W�re ein inter-
nationales Gericht f�r Piraten
sinnvoll?

Prof. Maihold: Es hat bereits
einen Vorschlag gegeben, einen
Piratengerichtshof zu gr�nden.
Nat�rlich k�nnte man sich
auch vorstellen, dass dies beim

Internationalen Strafgerichts-
hof angesiedelt wird. Aber hier
fehlt es noch an den Grund-
lagen, so dass jedes Land, das
Piraten gefangensetzt, selbst
entscheiden muss, nach wel-
chen gesetzlichen Grundlagen
es verf�hrt.

A Ist es legitim, dass die Bun-
desregierung die Gefangenen an
Kenia �bergibt?

Prof. Maihold: Die Frage, die
vorab beantwortet werden
muss, ist, ob ein deutsches
Schiff attackiert worden ist. Die
Antwort f�llt nicht leicht. Ist es
ein deutsches Schiff, weil es
einen deutschen Eigent�mer
hat, unter deutscher Flagge
f�hrt oder weil deutsche Besat-
zungsmitglieder an Bord sind?
Angesichts dieser verzwickten
juristischen Lage ist die L�sung,
die man mit Kenia als einem
„sicheren Drittland“ gefunden
hat, eine salomonische.

A Hat der Ruf deutscher Ree-
der nach milit�rischem Bei-
stand ein Geschm�ckle ange-
sichts ihrer Politik der Ausflag-
gung?

Prof. Maihold: Mir erscheint
es durchaus fragw�rdig, dass
deutsche Reeder ihre Schiffe
ausflaggen, dadurch dem deut-
schen Staat Steuergelder entzie-
hen, aber gleichzeitig eine

Schutzfunktion eben dieses
Staates einklagen. Hier befin-
den sie sich in einem Rechtfer-
tigungsdilemma.

A Nach ihrer Macht�bernah-
me 2006 dr�ngten die Islamis-
ten die Piraten in Somalia zu-
r�ck. Jetzt feierten sie j�ngst die
Piraten�berf�lle als Schlag ge-
gen den Westen. Droht eine
unheilige Verbr�derung?

Prof. Maihold: Diese Ten-
denz wurde besonders verst�rkt
durch die erh�hte Pr�senz US-
amerikanischer Streitkr�fte in
der Region. Man sieht eine neue
Front, an der man den Kampf
des Islamismus gegen die west-
liche Vormacht aufziehen kann.
Ich glaube, Washington ist gut
beraten, sein milit�risches En-
gagement nicht auszuweiten.
Dann w�rde das ideologische
Argument entkr�ftet. Letztlich
ist die Kontrollmacht der Isla-
mischen Gerichtsh�fe doch
sehr beschr�nkt, so dass sie
keine umfassende Allianzbil-
dung mit den Piraten durch-
setzen k�nnen.

A Ein US-amerikanischer Mi-
lit�reinsatz zu Lande w�re dem-
nach ein sinnloses Abenteuer?

Prof. Maihold: Eine entspre-
chende Erfahrung mussten die
Amerikaner bereits machen.
Derzeit ist nicht erkennbar, wer
jenseits der Afrikanischen Uni-
on den Willen und zudem die
Ressourcen haben k�nnte, dort
eine Rolle als Ordnungsmacht
zu �bernehmen.

A Wo Staaten taumeln, bl�ht
Kriminalit�t auf. Muss Entwick-
lungspolitik neu konzipiert wer-
den: als pr�ventive Sicherheits-
politik?

Prof. Maihold: Sicher ist die
Aufgabe des state building eine,
die f�r die Entwicklungspolitik
k�nftig zentral sein wird. Das
gilt nicht nur bezogen auf Pira-
terie, das gilt f�r alle Formen
organisierter Kriminalit�t. Das
bedeutet aber auch eine nach-
haltige Bindung solcher Mittel,
da solche Maßnahmen mittel-
fristiger Natur sind. Tragf�hige
Institutionen entstehen nicht
schnell, k�nnen indes aber –
wie wir in vielen L�ndern ge-
sehen haben – auch wieder
schnell zusammenbrechen.
Kurzfristige Erfolge sind da
nicht zu erwarten.

Das Interview f�hrte
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Milit�r kann Piratenplage
nicht auf Dauer beenden

Experte Prof. Maihold: Seegebiet zu groß – Schl�ssel liegt an Land
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Prof. Maihold: Eine zur Piratenbek�mpfung verst�rkte US-Pr�senz am
Horn von Afrika k�nnte den Islamisten Auftrieb verschaffen. Foto: nh

Franz�sische Elitesoldaten bringen ein Boot mit somalischen Piraten auf. J�ngst starb bei einer Befreiungsaktion der Skipper einer Yacht. Prof.
Maihold: „Um das Seegebiet effektiv zu �berwachen, br�uchte man 200 Kriegsschiffe – das ist nicht darstellbar.“ Fotos: dpa

Somalische Piraten haben derzeit mindestens 18 Schiffe in ihrer
Gewalt. Kaum ein Tag vergeht, ohne Attacke auf Frachter, Tanker
oder Yachten. In den H�nden der Freibeuter ist auch der deutsche
Frachter „Hansa Stavanger“ mit f�nf deutschen und 19 weiteren
Besatzungsmitgliedern. Welche Mittel hat die internationale Ge-
meinschaft gegen die gut organisierten Kriminellen, deren Anf�hrer
in Prachtvillen am Strand residieren? „Die L�sung liegt nicht auf
See, sondern an Land“, sagt Experte Prof. G�nther Maihold.

Ein somali-
scher Pirat an
der K�ste bei
Hobyo. Die
L�sung der Pi-
ratenfrage
liegt an Land,
nicht auf See.
Prof. Maihold:
„Nur dort, wo
funktionieren-
de staatliche
Strukturen
vorhanden
sind, konnten
die Piraten zu-
r�ckgedr�ngt
werden.“ Ein
Beispiel ist die
Straße von
Malakka in
S�dostasien.
Ein derartiges
Vorhaben
brauche aber
Geld und Zeit.


